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Einleitung

Erwarten Sie bitte keinen bündigen Vor-
trag, das werden später andere zu leis-
ten haben. Ich werde mich mit einigen 
Schlaglichtern auf die Rolle von Hilfe 
heute begnügen. Wenn es dabei hier 
und da polemisch zugehen sollte, dann 
ist das durchaus gewollt. Betrachten Sie 
das Ganze als ein Warm-up für die spä-
tere Debatte.

Das Seebeben, das Ende letzten Jahres 
die Küsten am Indischen Ozean verwüs-
tete, beherrschte über Wochen hinweg 
die Öffentlichkeit und hat eine bis dahin 
ungeahnte Welle der Hilfsbereitschaft 
ausgelöst. Darin sind ohne Frage Anzei-
chen einer wachsenden globalen Ver-
antwortung auszumachen. Hilfsorga-
nisationen, die für Solidarität und sozi-
ale Gerechtigkeit eintreten, sollten sich 
über eine solche Entwicklung eigentlich 
nur freuen. Und dennoch mischt sich in 
die Freude auch Unbehagen. 

Denn in der Hilfe für die Opfer der Flut 
kamen nicht nur Solidarität und Mitge-
fühl zum Ausdruck, sondern auch viel-
fältige eigennützige Interessen. Un-
verkennbar ging es auch um Business 
und Machtpolitik, um Marketing und Le-
gitimation, ja sogar um militärischen 
Nutzen und Ausschluss. Angesichts 
solcher Ambivalenzen kann die Freude 
nicht ungetrübt sein.

Ganz offenbar ist Hilfe zweischneidig. 
Ihren Zweideutigkeiten nachzuforschen, 
ist schon deshalb notwendig, um die 
drohende Untergrabung von Hilfsbe-
reitschaft zu verhindern und Hilfe gegen 
den Versuch ihrer Instrumentalisierung 
zu verteidigen. 

I. Lissabon

Die Art, wie Menschen auf Katastro-
phen reagieren, hängt zuallererst von 
ihrem Verständnis solcher Schicksals-
schläge, solchen Unglücks ab.

Bekanntlich hat es im Laufe der Ge-
schichte immer Katastrophen gegeben. 
Nicht das Unglück ist neu, wohl aber 
veränderten sich mit der Zeit seine Deu-
tungen. Ging es in der Vorstellung der 
Sintflut noch um eine göttlich auferlegte 
Buße für menschliche Schuld, also um 
eine theologische Deutung, rückt mit 
der europäischen Aufklärung die Ver-
antwortlichkeit der Menschen selbst in 
den Vordergrund. Anlässlich des Erdbe-
bens von Lissabon, das sich in diesem 
Jahr zum 250. Mal jähren wird, schrieb 
Rousseau in einem Brief über die Vor-
sehung:

Gestehn Sie mir, dass nicht die Natur 
zwanzigtausend Häuser von sechs bis 
sieben Stockwerken zusammengebaut 
hatte, und dass, wenn die Einwohner 
dieser großen Stadt gleichmäßiger zer-
streut und leichter beherbergt gewesen 
wären, so würde die Verheerung weit 
geringer, und vielleicht gar nicht ge-
schehen sein.

Katastrophen, so ihre Deutung durch 
die Aufklärung, sind nicht Ausdruck 
göttlicher Vorsehung, sondern in dem 
Maße von Menschen gemacht, wie es 
die Menschen noch nicht vermocht 
haben, mit der Natur leben zu lernen.

Fraglos bedeutete das Erdbeben von 
Lissabon vom 1. November 1755, das 
übrigens auch von einem Tsunami be-
gleitet war, eine kulturgeschichtliche 
Zäsur. Die plötzliche Zerstörung einer 
der blühendsten Städte Europas, bei 

der 30.000 Menschen den Tod fanden, 
führte zur Revision des bis dahin herr-
schenden Weltbildes. Mit einem Mal war 
das optimistische Lebensgefühl, das 
historisch gesehen gerade erst popu-
lär geworden war, in Frage gestellt. Auf 
den Trümmern Lissabons entbrannte 
eine bemerkenswerte öffentliche Aus-
einandersetzung über den Zustand der 
Welt. Rousseau, Goethe, Kant, Kleist – 
alle kommentierten das Ereignis. Auch 
Voltaire empörte sich über eine Welt, die 
mehr mit der Rechtfertigung ihrer Ver-
hältnisse beschäftigt war, als dass sie 
den Menschen gerecht werden wollte.

In seinem Poème sur le Désastre de Lis-
bonne geißelte Voltaire die von Leibniz 
beschriebene selbstzufriedene Über-
zeugung, dass alles gut sei und die 
existierende Welt notwendig die beste 
aller möglichen Welten:
»Alles ist gut, sagt ihr, und alles ist not-
wendig.
Was? Die Welt im Ganzen, ohne den 
Höllenschlund,
Der Lissabon verschlang, wäre weniger 
gut gewesen?«
Das Erdbeben von Lissabon trug we-
sentlich zur Konstitution des modernen 
Europa bei. Die aufgeklärten Gesell-
schaften begannen sich in einer Welt 
einzurichten, in der Katastrophen nicht 
mehr im Kontext von Sünde und Schuld 
verstanden wurden, sondern als Risi-
ken, mit denen man sich zu arrangie-
ren hatte. Der katastrophale Anteil der 
Wirklichkeit wurde sozusagen konstant 
gesetzt, um gleichzeitig nach Möglich-
keiten zu forschen, wie Katastrophen 
kontrolliert und in ihren Auswirkun-
gen beeinflusst werden können. An die 
Stelle religiöser Deutungen trat die Na-
turkunde; statt um Fürbitten und Opfer 
ging es fortan um Wissenschaften wie 
Geologie und Seismologie.

Flutbilder, Bilderflut
Zur Rolle der Hilfe im transnationalen Raum der Globalisierung
Von Thomas Gebauer
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Keine Angst, ich will Sie hier nicht mit 
einem Grundkurs über das Katastro-
phenverständnis der europäischen Auf-
klärung traktieren. Der Grund, warum ich 
das ausgeführt habe, ist einfach: Wäh-
rend des Seebebens ist das moderne 
Katastrophenverständnis ganz schön 
unter die Räder gekommen. Postmo-
dern ging es zu. Neben wissenschaft-
lichen Erklärungsversuchen wurden 
wieder religiöse Deutungen vorgetra-
gen und geisterten Berichte von Vorse-
hung und Schuld herum.

Der deutsche Außenminister beispiels-
weise sprach von Demut. In den Medien 
wurden immer wieder Beispiele wun-
dersamer Rettungen präsentiert. Das 
ZDF beseelte die Flutwelle zur »Mörder-
welle«, ohne sich dabei bewusst gewe-
sen zu sein, dass Mord eigentlich Vor-
satz, zumindest aber einen Täter vor-
raussetzen würde. Den Gipfel leistete 
sich die Bild-Zeitung mit dem Titel: »Ter-
rorangriff der Natur – Will die Erde uns 
loswerden?«

Man sollte solche Blüten nicht vorschnell 
als Unsinn abtun. Einerseits ging es den 
Medien natürlich um die Quote bzw. die 
Auflage, und mit der Angst und dem 
Unbegreiflichen lässt sich ja bekannt-
lich gutes Geschäft machen. Anderer-
seits verweist die Mischung aus religi-
öser Rhetorik und öffentlicher Mobilma-
chung darauf, dass auch hierzulande 
die Lektion aus dem amerikanischen 
Wahlkampf gelernt wurde.

Der Bezug zum Terrorismus macht 
deutlich, dass offenbar auch die Natur 
aus der Perspektive eines dualistischen 
Weltbildes betrachtet wird, das keinen 
Zweifel, keine Nuancen mehr kennt, 
sondern nur noch die Unterscheidung in 
Gut und Böse. Man ist entweder Teil der 
guten, aber durch feindliche Mächte be-
drohten Menschheit, oder Teil der dunk-
len Bösen, in diesem Fall der Natur, die 
außer Kontrolle geraten ist und offenbar 
in wilder Ehe mit Bin Laden lebt. Statt die 
Katastrophe in ihrer Komplexität zu be-
greifen, wird durch religiös-fundamen-
talistische Deutungen das Denken ver-
einfacht, ja sogar verhindert. Nicht mehr 
die kritische Erörterung von Fragen der 
Ökologie, beispielsweise die problema-

tischen Folgen der Abholzung von Man-
grovenwäldern im Zuge der Tourismus-
entwicklung, stehen dann auf der Ta-
gesordnung, sondern die Furcht vor 
weiteren »Angriffen der Natur«, denen 
schließlich nur durch weitere Eingriffe 
in die Umwelt begegnet werden kann. 
Derart erweist sich gerade die Dämoni-
sierung der Natur als wunderbare Mög-
lichkeit, alle jene in ihrem Verhalten zu 
rechtfertigen, die auf die vollständige 
und schonungslose Inwertsetzung aller 
natürlicher Ressourcen aus sind.

Wem eine solche Interpretation zu 
abenteuerlich erscheint, dem will ich 
gerne noch einen Beleg geben. Wenige 
Tage nach dem Seebeben verkündete 
die Präsidentin Sri Lankas allen Erns-
tes, dass die Flutkatastrophe eine Strafe 
dafür sei, dass die srilankische Gesell-
schaft die Ressourcen des Landes 
nicht schonungslos genug ausgebeu-
tet habe. Das nun soll – wie wir noch 
sehen werden – umfangreich nachge-
holt werden.

Wie in der theologischen Deutung von 
Katastrophen, geht es also erneut um 
Strafe, diesmal allerdings in einem 
völlig neuen Kontext. Nicht göttliche 
Vorsehung und Sühne ist mehr im Spiel, 
sondern jener global entfesselte Ka-
pitalismus, von dem seine Apologeten 
in selbstzufriedenem Optimismus be-
kanntlich sagen, dass er die beste aller 
möglichen Welten geschaffen habe. 
Alles deutet darauf hin, dass die über-
wunden geglaubte Religion auf brei-
ter Front zurückkehrt. Sie offenbart sich 
nicht nur in einem zunehmenden Funda-
mentalismus, sondern auch und gerade 
in der Gestalt des siegreichen Kapita-
lismus selbst. Walter Benjamin hat dies 
Anfang der 1920 er Jahre in seiner groß-
artigen Studie »Kapitalismus als Reli-
gion« bereits beschrieben. Der Kapita-
lismus, so Benjamin, sei eine dogmen- 
und theologiefreie »reine Kultreligion, 
vielleicht die extremste, die es je ge-
geben hat.« Sie sei auf Dauer angelegt 
und stelle den »vermutlich ersten Fall 
eines nicht entsühnenden, sondern ver-
schuldenden Kultus« dar. Die Konse-
quenz, die Benjamin an späterer Stelle 
zieht, ist erheblich: denn wenn es in 
der herrschenden Ordnung nicht mehr 

um die Sühne für Schuld, sondern um 
deren Legitimation geht, dann bedeu-
ten Katastrophen nicht mehr eine Un-
terbrechung der Geschichte, sondern 
werden deren Regel.

Nicht wenige hatten sich Anfang des 
Jahres erhofft, das Seebeben in Süda-
sien könne auf ähnliche Weise den herr-
schenden Diskurs erschüttern, wie dies 
das Erdbeben von Lissabon getan hat. 
Aber schon die Art, wie das Seebeben 
von einem Tag auf den anderen aus 
den Schlagzeilen verschwunden ist und 
dem vorübergehend unklaren Schicksal 
von Daisy, dem Hund des ermordeten 
Münchner Modemachers Moshammer, 
Platz machte, ließ die Zweifel wachsen. 
Es sieht ganz danach aus, dass die 
Art, wie das Seebeben in Südasien von 
großen Teilen der Gesellschaft verarbei-
tet wurde, genau jene unheilvolle Ent-
wicklung vorantreibt, die immer mehr 
Menschen dem Elend und der Schutz-
losigkeit vor Katastrophen preisgibt. 

II. Kleiderberge

Wenn aber Katastrophen mit terroris-
tischen Bedrohungen gleichgesetzt 
werden, dann sollte es nicht verwun-
dern, wenn auch die Hilfe den Charakter 
einer militärischen Invasion bekommt. 

Vielleicht ist es Ihnen aufgefallen, wie 
heute in den Medien über die Hilfe be-
richtet wird. Da sieht man Helfer, die 
sich mit eindrucksvollem Gerät auf den 
Weg machen, sich Zugang in ein Kata-
strophengebiet verschaffen, Helfer, die 
Journalisten die Lage erläutern, sich mit 
bürokratischen Apparaten herumschla-
gen. Helfer, denen Politiker ihre Aufwar-
tung machen, die Opfer von Übergrif-
fen werden und sich aus einem Einsatz-
gebiet wieder zurückziehen müssen. 
Helfer schließlich, die als die wahren 
und manchmal tragischen Helden in 
Talkshows und Benefizveranstaltungen 
gefeiert werden.

Die Opfer von Katastrophen erscheinen 
dagegen meist als eine hilflos zusam-
mengekauerte Masse menschlichen 
Unglücks, als Hintergrund für Spenden-
sammlungen, möglichst dramatisch ins 
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Bild gesetzt. Der Slogan, mit dem ein 
deutsches Spendenbündnis im letzten 
Jahr auf Werbung ging, lag da ganz im 
Trend: »Retter gesucht«, hieß es lapi-
dar, wo früher mit kritischem Unterton 
wenigstens noch gestanden hätte: Ret-
tung gesucht! Und vor allem – für wen!

Um keine Zweifel entstehen zu lassen: 
Es liegt mir fern, die Hilfe und die Helfer 
als solche verächtlich zu machen. In 
vielen Notsituationen gibt es keine Al-
ternative zu unmittelbarer humanitärer 
Nothilfe oder zur Entsendung beispiels-
weise von Ärzten. Aber gerade weil das 
so ist, müssen Hilfsorganisationen si-
cherstellen, dass sie nicht am Ende nur 
neue Abhängigkeiten schaffen, statt die 
Wiedererlangung von Selbständigkeit 
zu fördern. 

In den 1950 er-60 er Jahren untersuchte 
die amerikanische Akademie der Wis-
senschaften systematisch das Gesche-
hen rund um plötzlich eintretende Kata-
strophen. Sie fand heraus, dass sich aus 
dem Kreis der Überlebenden von Kata-
strophen schon in der Impact-Phase, 
also dem Moment des Unglücks selbst, 
sog. Ad-hoc-Führungspersönlichkeiten 
hervortun, die maßgeblich die nachfol-
genden Phasen, die Phase der Inventur 
(Wie ist Hilfe möglich? Wo sind Ange-
hörige und Freunde?) sowie die Phase 
der Rettung (Was ist zu tun?) gestalten. 
Höchst selten verharrten die Betroffe-
nen in Schockhaltung oder Panik, son-
dern waren in erstaunlicher Weise un-
ternehmungsfreudig. 

Das war auch in Südasien der Fall, wo 
in den ersten beiden Wochen nach der 
Flutkatastrophe die Menschen auf be-
merkenswerte Weise zueinander stan-
den und sich in Nachbarschaftshilfe 
aktiv daran machten, die Schäden zu 
beseitigen. Erst durch die Invasion der 
Helfer wurden sie zu den Opfern, zu 
denen sie die hiesigen Medien zuvor 
schon gemacht hatten. Weil sich her-
umsprach, dass irgendwo Kleider und 
Nahrungsmittel verteilt wurden, verlie-
ßen die Menschen ihre selbstbestimm-
ten Wiederaufbaubemühungen und 
stellten sich in die Schlange der passiv 
Wartenden.

Leider werden solche Einsichten sowohl 
von Politikern als auch Journalisten und 
nicht zuletzt auch von vielen Hilfsorga-
nisationen immer wieder souverän miss-
achtet. Statt die lokalen Selbsthilfekapa-
zitäten zu fördern, werden diese nicht 
selten durch eine von außen überge-
stülpte Hilfe gebremst bzw. gelähmt. 

III. Mickey Mouse

Seriöse Organisationen plädieren seit 
langem für eine Hilfe, die sich an den 
Bedürfnissen und den Rechten notlei-
dender Menschen orientiert, statt immer 
mehr zum Selbstzweck zu verkommen.
Es ist nicht überliefert, ob sich in den 
Tüten, die der Außenminister Anfang 
des Jahres den Kindern im islamischen 
Aceh überreicht hat, tatsächlich Bei-
spiele der großen kulturellen Errungen-
schaften der westlichen Wertegemein-
schaft befunden haben. Es mehren 
sich aber die Anzeichen, dass viele der 
Gönner, die sich in der Hilfe für die Opfer 
des Seebebens hervorgetan haben, al-
lerdings handfeste eigennützige Inte-
ressen verfolgen und alles daransetzen, 
aus der Katastrophe möglichst viel Ka-
pital zu schlagen.

Das indonesische Militär beispielsweise 
nutzte die Gelegenheit zu strategisch 
bedeutsamen Zwangsumsiedlungen. 
Die USA versuchten, ihr ramponier-
tes Image aufzupolieren und dabei zu-
gleich China geostrategisch in Schach 
zu halten. Spekulanten in Indien und 
Sri Lanka wollen nun verhindern, dass 
die Fischer in die für den Tourismus inte-
ressanten Küstenregionen zurückkeh-
ren. Bürgermeister sehen in Hilfsprojek-
ten eine willkommene PR-Aktion für die 
eigene Wiederwahl. Hilfswerke buhlten 
um den Zugang zu den Medien. Unter-
nehmen präsentierten sich werbewirk-
sam als Wohltäter (obwohl die 10 Mio. €, 
die beispielsweise die Deutsche Bank 
im ZDF übergab, weniger als die sprich-
wörtlichen »peanuts« waren und schon 
gar nichts im Vergleich zu den Steuer-
erleichterungen, die den Unternehmen 
in den letzten Jahren geschenkt worden 
waren). Das Außenministerium nutzte 
die Gelegenheit, um seinem Anspruch 
auf Übernahme des Entwicklungshil-

feministeriums Nachdruck zu verlei-
hen. Und die Bundesregierung zeigte 
sich auch deshalb so spendabel, um 
Deutschland für einen Sitz im UN-Si-
cherheitsrat zu empfehlen.

Besonders augenfällig zeigt sich der 
Missbrauch der Wiederaufbauhilfe in 
Sri Lanka. Dort sieht die Regierung die 
Katastrophe als willkommene Gele-
genheit, ein lange gehegtes ökonomi-
sches Modernisierungsprojekt durch-
setzen zu können. Mit allen Mitteln soll 
die heimische Wirtschaft nun an die glo-
balen Märkte angeschlossen werden. 
Geplant ist der Bau einer küstennahen 
Autobahn und der Bau von Tiefseehä-
fen, um eine kapital intensive Hochsee-
fischerei zu ermöglichen und die export-
orientierte Plantagenwirtschaft zu för-
dern. Die Kleinfischer, die gerade alles 
Hab und Gut verloren haben, stören 
solche Projekte. Mit der Begründung, 
man wolle die Menschen vor weiteren 
Katastrophen schützen, wurden rasch 
küstennahe Bauverbote erlassen. Sie 
sollen nun umgesiedelt werden – an-
geblich, um sie vor weiteren Katastro-
phen zu schützen. Und so entstehen 
für die Fischer fernab der Küsten und 
finanziert aus internationaler Hilfe neue 
Siedlungen, während die großen Hotels 
von den Bauverboten ausgenommen 
wurden. 

Unversehens finden sich die Helfer in 
jener Rolle wieder, die in den Zeiten des 
Kolonialismus den Missionaren zugefal-
len war. Nur geht es heute nicht mehr 
um die ideologische Absicherung kolo-
nialer Eroberungen, sondern um die Mit-
hilfe bei der Globalisierung eines Wirt-
schaftsmodells, das Mensch und Natur 
nur aus dem Blickwinkel ihrer möglichst 
profitablen Verwertung betrachtet.

IV. Hubschrauber

Wenn heute von Hilfe die Rede ist, geht 
es kaum noch um die nachhaltige Über-
windung von Not und Unmündigkeit, 
sondern meist nur noch um das Abfe-
dern jener Schäden, die eine auf wach-
sende Ungleichheit und Spaltung grün-
dende Weltordnung unerbittlich und 
tagtäglich produziert. Das gilt auch für 
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den Umgang mit Naturkatastrophen, die 
immer aus zwei Teilen bestehen: dem 
Ereignis (die Flut, das Erdbeben, etc.) 
auf der einen Seite und der Verletzbar-
keit der Menschen auf der anderen. Das 
Ereignis selbst mag unvermeidbar sein, 
der mangelnde Schutz aber ließe sich 
aufheben. Auf Hawaii haben Tsunamis 
ihren Schrecken verloren und auch die 
alljährlich über Florida hinwegfegenden 
Hurrikans hinterlassen keine nachhalti-
gen Schäden mehr. Frühwarnsysteme, 
Versicherungen und Rücklagenbildung, 
rechtzeitige Evakuierungen und staatli-
che Beihilfen geben Schutz selbst noch 
in der größten Not. Auf solche Sicherun-
gen können die Bewohner Sri Lankas 
oder Indonesiens nicht zurückgreifen. 
Treten dort Katastrophen ein, müssen 
noch immer Trinkwasseraufbereitungs-
anlagen umständlich und teuer einge-
flogen werden. 

Der lange Zeit hoch im Kurs stehende 
Grundsatz: »Gib dem Hungernden 
einen Fisch, und er ist einen Tag satt; 
lehre ihn fischen, und er wird immer 
satt sein«, wirkt heute merkwürdig an-
gestaubt. Wer im Angesicht eines hun-
gernden Kindes nach den Ursachen des 
Hungers fragt, gilt in den Augen der Öf-
fentlichkeit wenig glaubwürdig. Die heu-
tigen Helfer halten sich nicht erst lange 
mit den Hintergründen einer Krise auf. 
Wo früher die Vorstellung einer anderen 
Welt zum Handeln motivierte, herrscht 
heute ein unpolitischer Pragmatismus, 
der sich nicht einmischen, keine Partei 
ergreifen will. Daraus erklärt sich auch 
der Bedeutungszuwachs der humanitä-
ren Hilfe gegenüber der Entwicklungs-
zusammenarbeit. Hilfe wird immer mehr 
aus ihrem sozialen Kontext herausge-
löst und von technischen Erfordernis-
sen überlagert. Effiziente Versorgungs-
wege sind gefragt, leistungsfähige Ab-
wicklungskapazitäten, eben Helfer, die 
nicht erst lange nach Ursachen und 
Hintergründen forschen, sondern un-
mittelbar zupacken.

Für die Vorstellung, die große Teile der 
Öffentlichkeit von einer glaubwürdigen 
Hilfe hat, steht emblematisch das Bild 
des weißen Hubschrauberpiloten, der 
vor einigen Jahren, als Mosambik von 
einer katastrophalen Überschwemmung 

heimgesucht wurde, ein neugeborenes 
schwarzes Baby aus einem umfluteten 
Baum rettete. Genau dieses Bild sym-
bolisiert die von außen einschwebende 
und meist gleich wieder verschwin-
dende Hilfe. In ihr scheint es keinen 
Kontext mehr zu geben und so auch 
keine Gesellschaftlichkeit. Die Möglich-
keit der Rettung des Einzelnen versöhnt 
mit der katastrophalen Entwicklung der 
Welt, die so sehr der Rettung bedürfte. 
Die Erkenntnis, dass die Welt in Reiche 
und Arme, Mächtige und Ohnmäch-
tige gespalten ist, ruft Empörung hervor 
und gibt Anlass zu Kritik. Dagegen wirkt 
eine Welt, die nur noch Helfer und Hilfs-
bedürftige kennt, weniger anrüchig, fast 
schon beruhigend. 

Auch die Funktion der Bilder ist übri-
gens zweischneidig: »Wir brauchen die 
Bilder von den Katastrophen, weil sonst 
unser Geiz noch geiler wäre, unser 
Herz noch leerer«, schrieb Georg Seeß-
len kürzlich im Spiegel und fügte hinzu, 
dass »die Barmherzigkeit mit eben der 
Unbarmherzigkeit der Bilder erkauft 
wird und das Unglück ausgerechnet in 
den Bildern aus dem Blick gerät.« 

V. Zeltstadt im Irak

Vielen Hilfsorganisationen gilt die Kom-
plexität des Geschehens, das sich rund 
um Katastrophen und Krisen ereig-
net, als ein undurchsichtiges Gestrüpp 
aus Politik und Machtinteressen, in das 
man sich besser gar nicht erst hineinbe-
gibt. Statt sich der politischen Implika-
tionen des eigenen Handelns zu versi-
chern, pochen viele Helfer darauf, eine 
vom Politischen getrennte, reine huma-
nitäre Hilfe leisten zu können. Ich halte 
die Vorstellung einer solchen Neutralität 
für eine gefährliche Illusion. Hilfe, auch 
die scheinbar unpolitische, mischt sich 
immer in bestehende Macht- und Kräf-
teverhältnisse ein. 

Die Konsequenzen aber, die aus der 
Entpolitisierung des Humanitären 
folgen, sind erheblich. Wenn Hilfe nicht 
mehr im Kontext gesellschaftlicher Ver-
antwortung und – daraus abgeleitet – 
bürgerrechtlicher Ansprüche gesehen 
wird, sondern alleine ihre moralische 

Seite zählt, dann wird Hilfe – wie übri-
gens auch der Appell zum Schutz der 
Menschenrechte – anfällig für vielfältige 
Instrumentalisierungen.

Denn auch die politisch und wirtschaft-
lich Mächtigen, die für das Elend und 
die Ausgrenzung von Menschen verant-
wortlich sind, bedienen sich längst hu-
manitärer Argumentationen und recht-
fertigten ja selbst noch den völkerrecht-
lich verbotenen Präventivkrieg mit dem 
Verweis auf einen freilich abstrakten, von 
keiner Bürgerschaft mehr einzulösen-
den Menschenrechtsbegriff. »Die Tren-
nung zwischen Humanitärem und Politi-
schem, die wir heute erleben«, schreibt 
Georgio Agamben in seinem Buch 
Homo Sacer, »ist die extremste Phase 
der Entfernung zwischen den Men-
schenrechten und den Bürgerrechten. 
Letztlich können die humanitären Orga-
nisationen, die heute mehr und mehr zu 
den übernationalen Organen aufrücken, 
das menschliche Leben nur noch in der 
Figur des nackten Lebens erfassen und 
unterhalten deshalb gegen ihre Absicht 
eine geheime Solidarität mit den Kräf-
ten, die sie bekämpfen sollten.« Der 
vom Politischen abgegrenzte Huma-
nitarismus kann die Ausgrenzung von 
Menschen, wie sie sich tagtäglich und 
millionenfach in brasilianischen Favelas 
oder afrikanischen Flüchtlingslagern er-
eignet, nur abfedern – und damit wie-
derholen. Wenn Hilfe auf die Sicherung 
des nackten Überlebens begrenzt wird, 
resultiert daraus eine Art Elendsverwal-
tung, die nichts mehr ändert, aber umso 
mehr den prekären Status quo stabili-
siert, der in der Welt herrscht.

Erinnern Sie sich noch an die Bilder der 
Lager, die im Vorfeld des Irak-Krieges 
entlang der jordanischen Grenze aufge-
baut wurden, um jene Flüchtlinge auf-
nehmen zu können, die erwartet, von so 
mancher Hilfsorganisation zur Dramati-
sierung des Geschehens auch herbei-
geredet wurden? Die Flüchtlingswelle 
ist dann – wie übrigens auch der blu-
tige Straßenkampf um Bagdad – ausge-
blieben. 

Die leer gebliebenen Zelte verweisen 
übrigens nicht auf Fehlplanungen, son-
dern belegen nur, wie weit die Arbeit von 
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Hilfsorganisationen schon zu einem Teil 
sicherheitspolitischer Überlegungen ge-
worden ist. Indem sie dafür sorgen, die 
sogenannten Kollateralschäden mög-
lichst gering zu halten, erhöhen sie die 
öffentliche Akzeptanz von Kriegen als 
ein probates Mittel zur Durchsetzung 
politischer Ziele.

Aufschlussreich ist auch die Art, wie 
heutzutage Flüchtlingslager errichtet
werden: Genormte Unterkünfte, schnur-
gerade aufgereiht, leicht militärisch zu 
kontrollieren, funktional, effizient. Die 
Idee eines menschenwürdigen Lebens 
spielt in den Plänen des internationalen 
Shelter-Baus, ob im Kontext von Natur-
katastrophen oder von militärisch kon-
trollierten Umsiedlungen, keine Rolle 
mehr. Die Umsiedlungsdörfer, die für 
die Opfer der Tsunami-Katastrophe in 
Indonesien aufgebaut wurden, glei-
chen auf frappierende Weise den stra-
tegischen Wehrdörfern, die Militärs in 
allen Bürgerkriegssituationen errichtet 
haben. Auch die von Otto Schily vor-
geschlagenen Auffanglager für afrika-
nische Migranten, die entlang der nord-
afrikanischen Küste entstehen sollen, 
werden, so sie zustande kommen, nicht 
anders aussehen. Nur: In ihrem Namen 
könnte es ein wenig Kosmetik geben. 
Sie sollen nun – wie es heißt – »Begrü-
ßungszentren« heißen.

VI. Muss Hilfe soweit gehen?

»Muss Hilfe soweit gehen?« titelte 
Anfang des Jahres die Bild-Zeitung, 
doch sah sie ihre Frage keineswegs im 
Kontext der Indienstnahme von Hilfe für 
sicherheitspolitische Zwecke. Ganz im 
Gegenteil! Das Unverständnis der Blatt-
macher traf nicht die Tatsache, dass 
da ein von den Aufräumarbeiten sicht-
lich erschöpfter Soldat eine Massage 
erhielt, sondern dass es ein Thai war, 
den die junge Schwedin massierte. So 
haben wir schließlich nicht gewettet! 
Thai-Massagen für deutsche Männer 
sind okay, aber Schwedenmassagen für 
Thai-Männer? 

In den Katastrophenregionen Südasiens 
stehen sich heute die Hilfsorganisatio-
nen gegenseitig auf den Füssen. Viele 

sind noch immer auf der Suche nach 
geeigneten Projekten, um Spendengel-
der loszuwerden. Nicht dass es nicht 
Bedarf für Unterstützung von außen 
gäbe, doch korrespondiert das, was die 
Menschen vor Ort brauchen, nicht un-
bedingt mit den Erwartungen der heimi-
schen Spender. 

Viele Organisationen wollen vor allem 
Schulen und Waisenhäuser aufbauen, 
weil das bei den Spendern im fernen 
Ausland am besten ankommt. Die Zahl 
der zerstörten Schulen reicht aber ein-
fach nicht aus, um allen hilfsbereiten Or-
ganisationen entsprechen zu können. 
Längst geht unter Srilankern der böse 
Satz um, man müsse wohl noch ein paar 
der überlebenden Eltern umbringen, um 
genügend Waisen zu haben. 

Nicht zuletzt aufgrund des Mittelabfluss-
druckes, unter dem so manche Hilfsor-
ganisation leidet, droht ein Draufloshel-
fen, das mehr von der in der deutschen 
Ausgabenordung festgelegten zeit-
nahen Verwendung von Spenden be-
stimmt wird, als dass es den langwie-
rigen Prozessen eines von den Betrof-
fenen selbst getragenen Wiederaufbaus 
gerecht werden könnte. Der Druck, 
möglichst rasch umfangreiche Mittel 
umzusetzen, hat bereits dazu geführt, 
dass möglichst teure Projekte gefahren 
werden. Statt lokale Fachkräfte zu be-
schäftigen, wird eigenes Personal ent-
sandt, statt für die Sicherstellung eines 
Basisgesundheitsdienstes zu sorgen, 
sind vorzeigbare spezialisierte Kran-
kenhäuser in Planung. Schon in der un-
mittelbaren Notsituation wollten die aus-
ländischen Hilfsorganisationen lieber 
eine nach außen sichtbare Hilfe leis-
ten, als beispielsweise lokalen NGOs 
die Kosten eines Mobiltelefons zu finan-
zieren, obwohl letzteres für die Koordi-
nierung einer von den lokalen Gesund-
heitsinitiativen selbst getragenen Hilfe 
unverzichtbar ist. 

Es ist höchste Zeit, das helfende Han-
deln wieder an den Interessen und An-
sprüchen der Betroffenen selbst auszu-
richten. Voraussetzung dafür ist die Be-
seitigung der Mythen, die sich um die 
Idee der Hilfe ranken.

Es stimmt einfach nicht, dass die Opfer 
von Katastrophen völlig hilflos und un-
fähig zu eigenen Wiederaufbaubemü-
hungen sind. Auch ist es ein Irrglaube, 
dass es vor Ort an allem fehlt und nur 
die rasche Bereitstellung aller verfügba-
ren Hilfsgüter eine schnelle Wiederher-
stellung möglich macht.

Solche Mythen, die nicht zuletzt aus Pu-
blicity und Spenden-Gründen gepflegt 
werden, mobilisieren zwar die öffentli-
che Hilfsbereitschaft, führen aber oft-
mals zu völlig unangepassten Hilfeleis-
tungen: Kartons mit zerschlissener Klei-
dung, abgelaufenen Medikamenten, 
Hundefutter für Hungernde, Raucher-
entwöhnungsdrops, Spaghetti-Sauce, 
Abmagerungsmittel, in Schweinefett 
gebackene Kekse etc. etc.

Gemeinsam mit Experten der WHO 
warnen seriöse Hilfsorganisationen vor 
einem zu schnellen Handeln. Oftmals ist 
es besser, so lange abzuwarten, bis die 
am Katastrophenort tatsächlich herr-
schende Bedarfslage klar zutage tritt. 
Davon aber ist die Wirklichkeit der Hilfe 
weit entfernt. Statt zunächst gemeinsam 
mit den Betroffenen zu planen, gibt es 
einen regelrechten »run« auf das Krisen-
gebiet, um möglichst als erster vor Ort 
zu sein, weil das natürlich die Chance 
erhöht, in die Medien zu kommen.

Gegen diese Auswüchse von Hilfe ist 
immer wieder angeschrieben worden. 
Bleibt zu fragen, warum sich all die 
Mythen so hartnäckig halten. Wenigs-
tens drei Gründe will ich nennen.

Da ist einerseits die Tatsache, dass 
Hilfe mehr und mehr von wirtschaft-
lichen Interessen durchsetzt und so 
zwangsläufig zu einem Selbstzweck 
wird. Von »untying aid« ist heute bei-
spielsweise in der Brüsseler EU-Büro-
kratie die Rede, womit die Liberalisie-
rung der Hilfsmärkte gemeint ist, um 
sie für profit orientierte Wirtschaftsunter-
nehmen zu öffnen. Tatsächlich sind be-
reits Vorboten eines »Humanitär-Indus-
triellen-Komplexes« auszumachen, der 
eigene Waren-Messen unterhält, wie 
die alljährlich stattfindende »world trade 
and aid«, auf der neben Nahrungsmit-
teln, Rettungsbooten und Zelten auch 
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Militär- und Sicherheitstechnik, Leichen-
säcke, Gasmasken und andere Dienst-
leistungen angeboten werden. 

Zweitens sind da die immer prekärer 
werdenden Vorgaben der Medienge-
sellschaft. Nur wer selbst in Bild und 
Ton sichtbar wird, wirkt in der Medienöf-
fentlichkeit überzeugend. Ein entsand-
ter Arzt, der mit T-Shirt, Fahne und ein-
drucksvollem Auto ausgestattet wird, 
ist natürlich in viel stärkerem Maße »vi-
sible« als die lokalen Mitarbeiter von 
Partnerorganisationen, die sich womög-
lich kaum von der Masse der Opfer un-
terscheiden.

Und da ist schließlich eine noch immer 
existierende paternalistische Grundhal-
tung, die den Mythos von der Hilflosig-
keit der Opfer antreibt und auch das 
permanente Eingreifen in deren Be-
lange legitimiert. 

Jean Paul Sartre sprach in diesem Zu-
sammenhang von einem »rassistischen 
Humanismus«, der daraus resultiert, 
dass das Elend der Welt nicht mehr 
vor dem Hintergrund der eigenen wirt-
schaftlichen, politischen und kulturel-
len Dominanz verstanden wird, sondern 
allein als Problem des Südens. Aus sol-
cher Perspektive erscheint die Lösung 
dann tatsächlich in der »humanistischen 
Aktion« zu liegen, – der wohlmeinenden 
Hilfe für die armen Menschen im Süden, 
die leiden, weil sie eben so sind, wie 
sie sind. »Rückständige Monster«, wie 
Sartre im Vorwort zu Frantz Fanons Buch 
Die Verdammten dieser Erde geschrie-
ben hat. Die Welt aber, das wissen wir, 
leidet nicht an zu wenig Hilfe, sondern 
an Verhältnissen, die immer mehr Hilfe 
erforderlich machen.

VII. Anschubhilfe für die UN

Da Beistand in einem empathischen 
Sinne immer zielgerichtet ist und die 
nachhaltige Überwindung von Not und 

Abhängigkeit anstrebt, bedarf Hilfe 
immer auch einer gesellschaftspoliti-
schen Idee. Für viele Hilfsorganisatio-
nen sind das die globalen Menschen-
rechte, wohlwissend, dass es in der 
praktischen Arbeit darum gehen muss, 
die Menschenrechte sowohl materiell 
zu fundieren als auch dafür zu sorgen, 
dass sie einen institutionell gefassten 
bürgerrechtlichen Rahmen bekommen.
Von letzterem sind die globalen Verhält-
nisse noch weit entfernt. Aber es gibt 
immerhin erste Erfahrungen, aus denen 
zu lernen wäre. Beispielsweise die In-
ternationale Kampagne für das Verbot 
von Landminen, die sowohl im Ergeb-
nis als auch in ihrer Struktur interes-
sante Schritte auf dem Weg zu einer in 
globale Solidarität eingebundenen Hilfe 
gehen konnte.

Der Erfolg der Kampagne liegt viel-
leicht am wenigsten darin, ein Verbot 
von Anti-Personenminen angestoßen zu 
haben. Erfolgreich ist sie in einem viel 
allgemeineren Sinne gewesen. Sie hat 
es vermocht, über alle Grenzen hinweg 
eine internationale Öffentlichkeit zu er-
zeugen, die nicht nur kritisches Unbe-
hagen zum Ausdruck brachte, sondern 
schließlich rechtlich bindende Entschei-
dungen erzwingen konnte. Erstmals in 
der Geschichte wurde ein Waffenver-
bot auf Druck der Öffentlichkeit durch-
gesetzt, erstmals wurde internationales 
Recht unter aktiver Beteiligung eines 
Netzwerkes von NGOs geschrieben 
und erstmals gelang es, ein Waffen-
verbot um humanitäre Verpflichtungen 
zu erweitern. Die Mitgliedsstaaten des 
Ottawa-Vertrages haben sich nicht nur 
zum Verzicht auf Anti-Personenminen 
verpflichtet, sondern auch dazu, den 
Opfern von Minen weitreichende Hilfen 
zukommen zu lassen.

Weder unverbindlicher »goodwill« noch 
Paternalismus leiten eine solche Hilfe, 
sondern sie ist eingebunden in eine neu 
gesetzte globale Norm, die zwar außer-
halb der Vereinten Nationen verhandelt 

wurde, aber nun vom Generalsekretär 
der Vereinten Nationen überwacht wird. 
Derart hat der öffentliche Druck, den 
die Minenkampagne entfalten konnte, 
tatsächlich eine Art Anschubhilfe für die 
UN geleistet, die aufgrund der internen 
Blockadepolitik einiger mächtiger Staa-
ten aus sich heraus keine Lösung ge-
funden hätte.

Was die NGOs, die in der Minenkampa-
gne mitwirken, eint – einige ihrer Vertre-
ter sind ja hier –, ist eine gemeinsame 
politische Agenda und nicht einseitige 
Abhängigkeit oder Vereinheitlichung. 
Selbstverständlich schließen sich unter 
solchen Umständen Solidarität und Hilfe 
nicht aus. Die Hilfe aber, die wir leisten, 
ist eingebunden in einen Kontext und 
verfolgt eine politische Vision, die wir 
mit anderen teilen. Sie wird legitimiert 
über die Partner, die nicht »Mittel« der 
eigenen Rettung sind, nicht gepflegte 
Opfer, sondern Mitstreiter im Kampf um 
eine andere Welt.

Es ist der transnationale Raum, in dem 
sich Solidarität heute neu herausbil-
den muss. Eine Solidarität, die getragen 
wird von global tätigen Netzwerken, in 
denen eine Vielzahl von sozialen Projek-
ten, Basisinitiativen, NGOs, kritischen 
Intellektuellen und Verbänden zusam-
menschlossen sind, um für gemein-
same politische Ziele einzutreten und 
dabei gemeinsame Strategien zu ver-
folgen. Nur einer solchen Gegenmacht 
wird es gelingen, für die Demokratisie-
rung der weltgesellschaftlichen Ver-
hältnisse im Sinne Walter Benjamins zu 
sorgen: nämlich als der Griff der Welt-
gesellschaft nach der Notbremse.

Thomas Gebauer ist Geschäftsführer 
von medico international
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Die asiatische Tsunami-Katastrophe ist 
häufig als die größte Naturkatastrophe 
in der jüngsten Geschichte beschrie-
ben worden. Gemessen an den Zahlen 
– 225.000 Tote, eine Million Vertriebene 
und Verarmte und 12 Länder, die von 
dem Unglück betroffen waren – ist diese 
Beschreibung zutreffend.

Und trotzdem, nach all den herzzerrei-
ßenden Szenen, den erschütternden 
Grafiken über Todeszahlen und Zerstö-
rung und in meiner Trauer bin ich nach 
wie vor nicht in der Lage zu sagen, wie 
denn die Kategorie der »Katastrophe« 
zu definieren ist. Wird sie durch die Zahl 
der Toten bestimmt? Oder durch die 
Art, wie Menschen zu Tode kommen 
oder leiden? Durch die Identität der be-
troffenen Menschen?

Der Tsunami hat viele Gewissheiten 
hinfällig werden lassen, die viele Men-
schen über viele Dinge teilten. So hat 
er bei den traumatisierten Fischern die 
Vorstellung entkräftet, nach der das 
Meer die Quelle allen Lebens ist. Bei 
uns allen hat er die eitle Vorstellung lä-
cherlich werden lassen, die Herren von 
Mutter Erde zu sein und die Elemente 
durch Wissenschaft und Technik unter 
unsere Kontrolle gebracht zu haben. Bei 
mir selbst hat er, ich sagte es bereits, 
schon die Idee der Katastrophe fraglich 
werden lassen. Das führt mich dazu, 
neu zu bestimmen, was es mit Mitge-
fühl und Solidarität eigentlich auf sich 
hat. Dabei geht es nicht um einen be-
langlosen Streit um Worte, sondern da-
hinter steckt die ernste Frage, ob, wie 
und wann die Welt fähig wird, Empathie 
und Solidarität mit Nachbarn rund um 
den Globus zu zeigen –und wann nicht.
Ich möchte dazu ein sehr persönliches 
Beispiel anführen. An dem Tag, als das 
Seebeben die Küste von Tamil Nadu 

verwüstete, befand ich mich in einem 
Krankenhaus in Chennai, wo mein 2 
Jahre älterer Bruder auf der Intensivsta-
tion lag und in höchster Lebensgefahr 
schwebte. Als ich vom Tsunami erfuhr, 
fand ich mich in einer emotionalen Falle: 
Ich stand vor der Wahl, mich mit dem 
möglichen Tod meines Bruders aus-
einanderzusetzen oder mit dem wahr-
scheinlichen Tod von Abertausenden 
Menschen, die ich leider nie habe ken-
nenlernen können.

An diesem Morgen, nach Jahren des 
politischen Aktivismus für die »leiden-
den Massen«, verstand ich plötzlich, 
dass wir ernsthaft nur um die trauern 
können, deren Gesichter wir kennen, 
deren Namen wir wissen und mit denen 
wir gemeinsame Momente erlebt haben. 
Natürlich kann ich mir den Schrecken, 
das Leiden und die Trauer derer vorstel-
len, die ihre Angehörigen im Tsunami 
verloren haben. Aber ich kann deren 
Gefühle nicht mit den Gefühlen verglei-
chen, die ich ob des Leids oder Todes 
von jemandem empfinde, den ich per-
sönlich kenne.

Noch schlimmer, ich hätte die vielen 
tausend Menschen, die auf der indone-
sischen Insel Aceh ums Leben kamen, 
nicht nur nicht gekannt, ich hätte nicht 
einmal etwas von ihrer Existenz ge-
wusst, hätte es nicht den Tsunami ge-
geben. Erst in ihrem grauenhaften Tod 
und weil sie deshalb auf unseren Bild-
schirmen erschienen, wurde mir und 
vielen anderen ihre Existenz überhaupt 
erst bewusst. 
 
Man kann eine Katastrophe nicht nach 
der Zahl der Opfer definieren. Die ein-
fache Wahrheit besteht darin, dass 
jedes Individuum ein ganzes, einzigar-
tiges Universum darstellt und dass mit 

seinem Tod ein ganzes Universum ver-
schwindet. 

Dieses Herangehen verneint nicht die 
Notwendigkeit, Menschen, die in Not 
geraten sind, auch und gerade dann zu 
helfen, wenn wir sie nicht kennen. Aber 
es bedeutet, dass wir mehr über die Si-
tuation wissen müssen und uns auf die 
Individuen einlassen müssen. 

Nur dann wird unsere Solidarität wirklich 
einen Unterschied machen und nicht nur 
ein karitativer Akt sein. Eine Alibi-Hand-
lung in einer Welt, in der die Menschen 
teure Uhren tragen, aber keine Zeit für 
niemanden haben. Solidarität ist eine 
gute Idee, aber sie ist auf eine Menge 
persönlicher Einsatzbereitschaft ange-
wiesen. Und es geht dabei um mehr als 
um Geld und materielle Güter. 

Die fehlende Achtsamkeit auf die Indi-
viduen ist allerdings nur eines der Pro-
bleme, wenn man sich die Reaktion der 
Welt, der Regierungen und der Hilfsor-
ganisationen anschaut. Es gibt noch 
viele andere.

Den asiatischen Tsunami im Kon-
text betrachten: Ganz offensicht-
lich ist bei der Beurteilung der interna-
tionalen Reaktion auf den Tsunami das 
komplette Fehlen von Kontextualisie-
rung. Mein Eindruck ist, dass die inter-
nationale Gemeinschaft absichtlich äu-
ßerst wichtige Faktoren übersehen hat, 
die die Situation in den betroffenen Re-
gionen beeinflussen: angefangen vom 
Konflikt in Aceh bis zur Finanzkraft und 
Vormachtstellung der Reiseveranstal-
ter in Phuket und den sozioökonomi-
schen Problemen der Überlebenden in 
Sri Lanka und Indien, die bereits vor der 
Katastrophe vorhanden waren.

Die Tsunami–Katastrophe neu definieren
Einige Unterlassungssünden in der globalen Reaktion auf das Seebeben
Von Satya Sivaraman 
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Die Verantwortung auf lokaler Ebene: 
Die lokalen Eliten tragen zuallererst die 
Verantwortung für alles, was mit den 
vom Tsunami betroffenen Menschen 
geschieht. Sicher kann die internatio-
nale Gemeinschaft eine positive Rolle 
zur Unterstützung der Menschen spie-
len. Es gibt jedoch wenig Hoffnung für 
künftige Katastrophenprävention und -
schutz (Tsunami-Frühwarnsystem hin 
oder her), wenn sich nicht tiefgreifende 
Veränderungen in der Organisation und 
Funktion der betroffenen Gesellschaf-
ten vollziehen. 

In diesem Sinn muss eines der wichtigs-
ten langfristigen Rehabilitations-Ziele 
darin bestehen, Traditionen und Insti-
tutionen aufzubauen, die mit Katastro-
phen aller Art kontinuierlich umgehen 
können. 

Die Gruppe der Betroffenen neu 
definieren: Alle Medien und leider 
auch die Regierungen und NGOs be-
trachten als »Tsunami-Überlebende« 
nur die, die an dem Schicksalstag 
direkt mit dem Salzwasser in Berüh-
rung kamen. Alle anderen, höchst vul-
nerable Gruppen, die im selben Kontext 
leben, werden als irrelevant betrachtet. 
So wurden viele armen Gemeinden in 
der Küstenregion von Tamil Nadu, die 

sehr niedrige Entwicklungsindikato-
ren haben, oder viele tausend Bürger-
kriegsflüchtlinge aus Sri Lanka, denen 
selbst das Wichtigste zum Überleben 
fehlt, bei der Verteilung von Hilfsgütern 
vollständig außer Acht gelassen. 

Die Verbindung zu anderen Katastro-
phen herstellen: Es ist schon selt-
sam, dass die Hilfs- und Rehabilitati-
onsbemühungen in den Tsunami-be-
troffenen Gegenden nahezu ohne jeden 
Bezug auf andere Unglücksfälle unter-
nommen wurden, die sich in den letz-
ten Jahren ereignet haben. Ob es sich 
um die Erdbeben in der Türkei und im 
Iran oder um den Hurrikan Mitch han-
delt: Es gibt eine Vielzahl von Erfahrun-
gen mit dem, was getan werden muss 
und nicht getan werden darf, von denen 
diejenigen profitieren können, die jetzt 
in Indien, Indonesien, Sri Lanka oder 
Thailand tätig sind. Desgleichen fehlen 
Verbindungen zwischen den Rehabilita-
tionsprogrammen der Tsunami-betroffe-
nen Länder. Niemand an der indischen 
Küste weiß, was an den Küsten Thai-
lands oder Indonesiens geschieht. Ein 
solcher Mangel an Wissen und Kennt-
nis ist in unserem sogenannten Informa-
tionszeitalter geradezu schockierend.
Überlebende und Opfer zu Lehrern 
machen: Auffallend ist die Tatsache, 

dass viele Regierungen und Hilfsorga-
nisationen die betroffene Bevölkerung 
als vollkommen hilflos betrachten, sie 
nur als Menschen wahrnehmen, denen 
man Hilfe, Rehabilitation, Beratung und 
vieles mehr bringen muss. Sehr wenig 
Aufmerksamkeit hat man dagegen den 
Fertigkeiten der Menschen in den be-
troffenen Gemeinden, ihren menschli-
chen Ressourcen zugewandt. Es gibt 
keine Programme die helfen, die Ge-
meinden zu konsolidieren und ihre tra-
ditionellen Fähigkeiten zu nutzen und 
zu verbessern, um sich selbst zu ernäh-
ren. Es ist wirklich an der Zeit, dass die 
Welt mit ihrer paternalistischen Attitüde 
gegenüber den Betroffenen Schluss 
macht. Sie sollte bescheidener werden 
und realisieren, dass diejenigen, die 
diese Katastrophe überlebten, nicht nur 
der Hilfe bedürfen, sondern dass man 
von ihnen auch etwas lernen kann. 

Satya Sivaraman ist indischer Journalist, 
Autor und Filmemacher. Er ist Medien-
berater des People´s Health Movement 
und Mitarbeiter des von medico geför-
derten Tsunami Response Watch http://
www.indiadisasters.org/tsunami/. Zur 
Zeit arbeitet er an einer Serie von Kurz-
filmen, in denen die Geschichte einer 
überlebenden Familie begleitet wird.
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I.  Hilfe – Solidarität.

Hilfe ist eine Kategorie elementarer Ver-
gesellschaftung, die heute ins Private 
abgedrängt und dort, wo sie erforder-
lich und legitim ist, öffentlich und pro-
fessionell organisiert wird. Für solche 
Hilfe kann man dankbar sein und sich 
über das besondere Engagement des 
Arztes freuen, aber man schuldet weder 
dem bezahlten Helfer noch dem akade-
misch geschulten Arzt oder Rechtsan-
walt noch gar der Organisation Dank. 
Wo das der Fall war, konstituierte Hilfe 
feudale Abhängigkeitsverhältnisse. Wer 
sich dagegen heute beim Lehrer seiner 
Kinder mit großzügigen Geschenken 
bedankt, muss den Vorwurf der Beste-
chung fürchten.

Organisierte Hilfe ist eng mit dem Be-
griff der Solidarität verbunden. In der 
Soziologie der Professionen betont man 
die Wechselseitigkeit des Verhältnisses 
von Arzt und Patient, Anwalt und Klient 
und spricht sogar von »Arbeitsbünd-
nissen« (Oevermann). Wenn überhaupt 
noch von Hilfe die Rede ist, wird zumeist 
nicht von Hilflosigkeit als Status, son-
dern als Statuspassage gesprochen. 
Wer Kindern hilft, Englisch zu lernen, 
erzieht sie letztlich zur Autonomie, und 
der demokratische Gesetzgeber erlaubt 
nur solche Erziehung, die Erziehung zur 
Autonomie ist. Er organisiert sie in Kin-
dergärten, Schulen und Universitäten. 
Jugendhilfe wird als Hilfe zur Selbsthilfe 
verstanden, und selbst bei hoffungslo-
sen Pflegefällen dominiert der Gedanke 
einer Autonomie, die dem Hilflosen zu-
mindest contrafaktisch zugeschrieben 
wird. Um die Achtung der Autonomie 
der Betroffenen geht es schließlich noch 
in den quälenden Debatten um das An- 
und Abschalten der Beatmungsmaschi-
nen. Die Beziehung zwischen helfen-

den und hilfsbedürftigen Personen wird 
normativ als Beziehung zwischen freien 
und gleichen Personen definiert, und 
sie ist in der Regel – ob nun mit oder 
ohne Regierung, ob für, ob gegen Glo-
balisierung – rechtlich und formal, ratio-
nal und methodisch, technisch und ad-
ministrativ organisierte Hilfe. 

Beide Aspekte zusammen, die rechtli-
che, rationale und technische Organisa-
tion und die egalitäre Autonomie, legen 
es nahe, nicht mehr von Hilfe, son-
dern von Solidarität zu sprechen bzw. 
Hilfe als solidarische Aktion zu verste-
hen. Der Begriff der Solidarität stammt 
aus dem römischen Zivilrecht und ist 
– anders als Hilfe – von Haus aus ein 
Rechtsbegriff. Recht bindet Fremde 
bürgerschaftlich (jus civilis) aneinan-
der, koordiniert heterogene Interessen 
(Schuldner und Gläubiger) und organi-
siert komplementäre Leistungen (Arzt 
und Patient). Im Begriff der Solidari-
tät, der im Verlauf des 19. Jahrhunderts 
den noch christlich gefärbten Begriff 
der Brüderlichkeit aus der berühmten 
Formel der Französischen Revolution – 
liberté, egalité, fraternité – abgelöst hat, 
werden egalitäre Rechte mit demokrati-
scher Selbstbestimmung zusammenge-
führt, und demokratische Selbstbestim-
mung ist in modernen Gesellschaften 
nur noch als demokratische Selbstor-
ganisation einer Rechtsgenossenschaft 
denkbar – wie schon das Verfassungs-
recht zeigt, das im Art. 20 Abs. 2 des 
Grundgesetzes gleich drei Organe be-
nennt, durch die das Volk seine demo-
kratische Selbstbestimmung in Gestalt 
der Staatsgewalt ausübt. Politische oder 
öffentliche Selbstbestimmung ist Selbst-
gesetzgebung, also von vornherein auf 
das Recht als sein Medium bezogen, 
und auch zur privaten Selbstbestim-
mung gehört konstitutiv die Möglichkeit, 

Verträge zu schließen, Nachbarn zu ver-
klagen, Beamte vor den Kadi zu zerren. 
Kurz: Solidarität ist die öffentlich-recht-
liche Organisation bürgerschaftlicher 
Selbstbestimmung, und öffentlich ge-
leistete Hilfe ist eine von vielen Formen 
organischer (oder organisierter) Solida-
rität. Insofern ist die als Solidarität ver-
standene organisierte Hilfe eine genuin 
demokratische Angelegenheit.

2. Moderne Gesellschaft – 
  Globalisierung

Die moderne Gesellschaft ist eine eu-
ropäische Erfindung. Die alteuropäi-
sche Gesellschaft war eine hierarchisch 
geschichtete oder stratifizierte Gesell-
schaft mit Zentrum und Spitze, in der 
das Ganze in seiner zeitlosen Perfekti-
onsgestalt verkörpert war (Adel, König, 
Papst etc.). Anders die moderne Ge-
sellschaft. Sie ist primär in Funktionsbe-
reiche oder Funktionssysteme wie Wirt-
schaft, Politik, Familie, Recht, Kunst, 
Wissenschaft, Sport, Medizin usw. ge-
gliedert, und keines dieser Systeme 
bildet das Zentrum des gesellschaftli-
chen Gravitationsfeldes, das alle ande-
ren in seine Kreisbahn zwingen könnte. 
Kommt es zu Klassenbildung und sozi-
aler Schichtung, so sind die neuartigen, 
nicht mehr ständisch gebundenen, so-
zialen Klassen, wie Marx immer noch 
unübertroffen gezeigt hat, als marktab-
hängige »Erwerbsklassen« (Weber) 
eine Folge funktionaler Differenzierung, 
und ebenso bilden sich die hochvari-
ablen und immer flüchtiger werdenden 
Zentren und Spitzen der Gesellschaft 
nur noch in den Funktionssystemen und 
in Abhängigkeit von ihnen. 

Aber die moderne Gesellschaft hat nicht 
nur das feste Zentrum und die eine und 

Hilfe, Solidarität, internationales Recht
Solidarisches Handeln als Möglichkeitsbedingung weltbürgerschaftlicher Demokratie
Von Hauke Brunkhorst



11

unbezweifelbare Spitze verloren, sie ist 
heute auch keine europäische Gesell-
schaft mehr. Sie ist zur alternativlosen 
Weltgesellschaft geworden. Jede und 
jeder muss in ihr leben, muss im Guten 
wie im Bösen »absolut modern« (Rim-
baud) sein, ohne sich dabei noch, wie 
seinerzeit Rimbaud, als »Avantgarde« 
vorkommen zu können. Im Zeitalter der 
Kolonien und des Imperialismus war es 
noch eine eurozentrische, westlich do-
minierte Gesellschaft, heute aber hat 
sich der Eurozentrismus durch Globali-
sierung des Westens vollständig dezen-
triert. Es gab Eurozentrismus, es gibt 
ihn nicht mehr. Alle Menschen leben 
heute in derselben Gesellschaft, die 
seit dem 16., 17. Jahrhundert zuerst und 
mit schrecklichen Folgen für die übrige 
Welt in Europa entstanden ist. Alle Men-
schen sind – spätestens seit der Ver-
nichtung der letzten Hauswirtschaften 
im vergangenen Jahrhundert – von in-
dividuellen Bildungskarrieren und indi-
viduellem Markterfolg abhängig – auch 
wenn die sozialen Bedingungen in den 
verschiedenen Weltregionen höchst un-
gleich sind. Und alle Menschen sind – 
auch wenn die lokalen Kulturen unter-
schiedlicher nicht sein könnten – durch 
dieselbe globale Kultur konstituiert. Sie 
sind:

1. als individuelle Personen mit gleichen 
Rechten ausgestattet. Sie leben

2. in modernen Staaten mit Bildungs- 
und Umweltministerien, Fortschritts-
ideologie und Egalitätspathos, Demo-
kratieanspruch, Verfassungstexten, 
internationaler Vernetzung und globa-
ler Kooperation und überall herrscht 
eine mehr oder minder tiefe Kluft zwi-
schen programmatischen Reden und 
tatsächlicher Praxis. Sie sind schließ-
lich

3. in der Regel freiwillig in nationalen 
und internationalen Regierungs- und 
Nichtregierungsorganisationen or-
ganisiert. Diese Organisation ist die 
Basis demokratischer Solidarität.

Den menschlichen Individuen werden 
Menschen- und sogar Weltbürgerrechte 
zugesprochen und die Weltöffentlichkeit 
bringt die wichtigsten Themen, Agen-

den, Diskurse und Proteste der interna-
tionalen und der nationalen Öffentlich-
keiten hervor. Ohne diese seit Ende des 
Zweiten Weltkriegs konstitutive Leistung 
der Weltöffentlichkeit (konstitutiv vor 
allem für die nationalen Öffentlichkeiten) 
wären weder die plötzliche und überra-
schende Prominenz ausgerechnet des 
Papstes, noch die erdrückende Vorherr-
schaft der neoliberalen Episteme, noch 
die globale Protestbewegung gegen 
den Irak-Krieg zu erklären. 

3. Probleme – Krisen

Trotzdem ist weder die bestehende 
Weltöffentlichkeit, noch das System der 
heute erstmals als »hard law« wirksa-
men Menschenrechte, noch der täglich 
wachsende und selbst durch massive 
Rechtsbrüche wie den Irak-Krieg eher 
noch gesteigerte Einfluss der Regie-
rungs- und Nichtregierungsorganisatio-
nen (einschließlich der UNO), noch das 
inzwischen überall und flächendeckend 
etablierte Staatensystem imstande, die 
beiden Fundamentalprobleme der mo-
dernen Gesellschaft zu lösen. Dabei 
handelt es sich

1. um die Desozialisierung und Zwangs-
individualisierung der gesamten Welt-
bevölkerung,

2. um die soziale Exklusion riesiger Po-
pulationen und ganzer Weltregionen 
vom Zugang zu nahezu allen Funkti-
onssystemen.

Es waren diese beiden Probleme, die 
Europa seit dem 16. Jahrhundert in re-
ligiöse Bürgerkriege und soziale Klas-
senkämpfe gestürzt haben. Europa, 
aber auch Nordamerika haben sie 
durch Verfassungsrevolutionen und De-
mokratie halbwegs gelöst. Die Institutio-
nalisierung individueller Rechte hat die 
Religionsfreiheit etabliert und einen öf-
fentlichen Raum geschaffen, in dem 
sich freie Assoziationen und solidari-
sche Genossenschaften bilden und 
unfreie in freie umwandeln konnten. 
Diese neuen, modernen Assoziationen 
haben nicht nur den Verlust gemein-
schaftlicher Bindung an Klasse, Stand 
und Religion weitgehend kompensiert, 

sondern darüber hinaus den Individu-
alismus durch gesellschaftliche Aner-
kennung und mythische Verherrlichung 
gleichzeitig radikalisiert und resoziali-
siert (»institutionalisierter Individualis-
mus«, Talcott Parsons). Und die Ver-
wirklichung der Demokratie in der sozial 
inklusiven Massendemokratie des 20. 
Jahrhunderts hat dem Kapitalismus und 
dem elitär-bürgerlichen Bildungssystem 
soviel Egalitarismus gesetzlich aufge-
nötigt, wie erforderlich war, um wenigs-
tens die ärgsten Ungleichverteilungen 
und Ungerechtigkeiten zu beseitigen, 
die von der kapitalistischen Wirtschaft 
und der spontanen Kopplung von schu-
lischer Leistungsselektion und Klassen-
herrschaft erzeugt werden. 

Beide Probleme, die Europa in der frühen 
Neuzeit und im 19. und 20. Jahrhundert 
in Krieg und Verderben gestürzt haben, 
die Desozialisierung der Individuen zu 
»einsamen Massen« (Riesman) und 
die soziale Exklusion riesiger Bevölke-
rungssegmente, sind in Folge der Glo-
balisierung und der Transformation der 
westlichen Gesellschaft in eine alterna-
tivlose Weltgesellschaft auf globalem 
Niveau wiedergekehrt. Die Desozialisie-
rung treibt den religiösen Fundamenta-
lismus ebenso in totalitäre Herrschaft, 
Terror, Krieg und Bürgerkrieg wie einst 
in Europa die protestantischen Sekten. 
Vielleicht birgt der islamische Funda-
mentalismus in seiner ungeheuren Viel-
falt ja ebenso viele produktive Potenzi-
ale wie einst der Protestantismus. Aber 
ohne eine wirksame und inner-, zwi-
schen- wie überstaatlich demokratisch 
legitimierte Verfassung der Staatenwelt, 
der Weltregionen und der globalen Po-
litik- und Rechtssysteme wird er – nicht 
anders als seiner Zeit der Protestantis-
mus – nur den selbstdestruktiven »clash 
of civilizations« (Huntington) zu immer 
neuem Terror und Gegenterror antrei-
ben, auf beiden Seiten, im Osten wie im 
Westen der globalen Zivilisation.

Aber auch das andere Problem Euro-
pas, das in der höchst ungleichen Ver-
teilung des produzierten Reichtums 
seine Ursache hat, ist heute in Gestalt 
der sozialen Exklusion überschüssi-
ger, fast auf ihr körperliches Dasein re-
duzierter Bevölkerungssegmente und 
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verwahrloster Regionen auf erweiter-
ter Stufenleiter wiedergekehrt. Das Pro-
blem der »surplus populations« in den 
Peripherien der Weltgesellschaft außer-
halb und innerhalb ihrer reichen Regi-
onen und Städte ist viel dramatischer 
als das der europäischen und amerika-
nischen Arbeiterklasse des 19. und 20. 
Jahrhunderts, denn die Überschussbe-
völkerung wird noch nicht einmal aus-
gebeutet und Verwertungsimperativen 
unterworfen: Solche könnten sie nur 
dann erfüllen, wenn sie genug Lebens-
mittel, Erziehung, Kultur, Umwelt hätten, 
um wenigstens ihre Arbeitskraft repro-
duzieren zu können. 

4. Verfassungsprobleme – 
  Verfassungskämpfe

Die Weltgesellschaft hat heute eine 
Vielzahl von Verfassungen. Es gibt ein 
dicht vernetztes globales Rechtssystem 
ohne, neben und sogar über den Staa-
ten. Es gibt global verbreitete, national-
staatliche Verfassungen, die in vielen 
Weltregionen rechtsstaatlich wirksam 
und (noch) halbwegs demokratisch le-
gitimiert sind, in anderen Regionen aber 
nur auf dem Papier stehen und weit-
gehend die (nicht ganz wirkungslose) 
Funktion symbolischen Rechts haben. 
Es gibt Regionalverfassungen mit über-
staatlichen Organgewalten wie in der 
Europäischen Union und es gibt globale 
Verfassungsregimes, die für das Völker- 
und Menschenrecht (UNO-Sicherheits-
rat, Haager Gerichte), für die Regulie-
rung (und die regulierte Deregulierung) 
der Weltwirtschaft (WTO mit ihren Dis-
pute Settlemant Bodies), für die recht-
lich zunächst unverbindliche, aber trotz-
dem erstaunlich wirksame Regulierung 
von Arbeitsnormen (ILO) und Weltge-
sundheitsstandards (WHO) usw. zu-
ständig sind.

Die globalen ebenso wie die regiona-
len inter-, trans- und supranationalen 
Verfassungsregimes leiden jedoch an 
einem grundlegenden Widerspruch. Sie 
sind zwar nominell alle auf Demokra-
tie und die demokratische Legitimation 
nicht nur des nationalen und staatlichen, 
sondern auch des internationalen und 
überstaatlichen Rechts eingeschwo-

ren und schreiben sie (wie der Art. 6 
Abs. 2 des Maastricht-Vertrags der EU) 
den eigenen Organgewalten auch vor, 
und sie begründen ein eindrucksvolles 
Regime egalitärer Weltbürgerrechte mit 
mindestens partieller Völkerrechtssub-
jektivität für individuelle Akteure, Staa-
ten und Organisationen (einschließlich 
der NGO’s). Schaut man sich aber die 
Texte der verfassungsartigen Verträge 
und Chartas und (vor allem) die Prak-
tiken ihrer Umsetzung genauer an, so 
erkennt man schnell, dass subjektive 
Rechte zwar relativ fest und im Kernbe-
reich als wirksames hard law institutio-
nalisiert sind. Aber die Organisations-
normen, die auch in den Staatsverfas-
sungen deshalb viel wichtiger sind als 
die volltönenden Rechteerklärungen, 
weil nur sie eine demokratisch-egalitäre 
Ausgestaltung und Umsetzung dieser 
Rechte gewährleisten können, sind im 
inter- und übernationalen Verfassungs-
recht (anders als im Grundgesetz) zu-
meist sehr allgemein, flexibel und bieg-
sam und privilegieren oft schon im Wort-
laut bestimmte Hegemonialmächte (wie 
in der Weltwirtschaftsverfassung oder 
in der UN-Charta).

Im strukturellen Widerspruch zwischen 
egalitären Rechten und undemokrati-
schen Organisationsnormen spiegeln 
die globalen und regionalen Verfas-
sungsregimes einschließlich der EU-
Verfassung nicht nur die kaum noch be-
herrschbare Komplexität globaler Or-
ganisationsprobleme, mit der wir leben 
müssen, sondern auch die änderbare 
Hegemonie bestehender Herrschafts-
verhältnisse. 

5. Irrwege – Auswege

Wenn als Lösung des Grundwider-
spruchs der globalen Verfassungsre-
gimes nur die Schaffung einer demo-
kratischen Weltrepublik in Frage käme, 
könnten wir das Projekt einer Demokra-
tisierung des globalen Konstitutionalis-
mus vergessen und gleich nach etwas 
anderem Ausschau halten als der De-
mokratie. Eine globale Basisdemokratie, 
von der attac träumt, wird es so wenig 
geben wie eine auch nur halbwegs voll-
ständige Unterwerfung der Weltgesell-

schaft unter das Regime eines parla-
mentarischen Bundesstaats mit Welt-
verfassungsgericht oben drüber, von 
dem einige Philosophen träumen.

Die mögliche Lösung liegt vielmehr 
dort, wo sie schon die Demokraten, Re-
publikaner und Aufklärer des 18. Jahr-
hunderts gesucht haben: in der Gewal-
tenteilung und der Gewaltengliederung 
des politischen Systems der Weltgesell-
schaft und in der Stärkung der schon 
bestehenden, schwachen Weltöffent-
lichkeit, die zumindest so stark werden 
müsste, dass sie wenigstens von Fall zu 
Fall diejenigen, die entscheiden, zur Be-
antwortung der Frage, in wessen Namen 
sie entscheiden, zwingen könnte.

Eine neue Gewalten- oder Arbeitstei-
lung hat sich mittlerweile zwischen 
Staaten und supranationalen Organisa-
tionen eingespielt. Dadurch ist ein kom-
plexes Mehrebenensystem entstanden, 
in dem die supra- oder transnationalen 
Organisationen das Recht machen und 
die Staaten es mit ihren Gerichten, Ver-
waltungs- und Polizeibehörden um- und 
durchsetzen. In diesem System eines 
evolutionär neuartigen, globalen Fö-
deralismus spielen die Staaten immer 
noch die wichtigste Rolle. Es funktio-
niert umso besser, je stärker und de-
mokratischer die Staaten sind. Aber Fö-
deralismus welcher Art auch immer ist 
noch lange keine demokratische Selbst-
bestimmung.

Gleichzeitig hat sich jedoch eine neue 
Gliederung der klassischen Organge-
walten innerhalb des Netzwerks inter-,
trans- und supranationaler Organisa-
tionen etabliert. Während beispiels-
weise die ILO nur Legislativfunktionen 
ausübt, erfüllen die Dispute Settlement 
Bodies der WTO Judikativfunktionen 
und der vom UN-System de facto un-
abhängige Sicherheitsrat ist auf Exe-
kutivfunktionen spezialisiert. Auch die 
EU ist im wesentlichen auf die Gesetz-
gebung spezialisiert, kommt mit einem 
einzigen, aber ziemlich mächtigen Ge-
richt aus und funktioniert praktisch ohne 
Verwaltung und ganz ohne Polizei und 
Militär. Dabei ist die »lückenlose demo-
kratische Legitimationskette« (Böcken-
förde) unserer Staatsverfassungen (Art. 
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20 Abs. 2 und 3 GG) leider zerbrochen. 
Trotzdem bietet die unter einander weit-
gehend zusammenhanglose neue Ge-
waltengliederung Demokratisierung-
schancen, die sich unterhalb des hoff-
nungslos utopischen Niveaus einer 
direkt oder parlamentarisch demokra-
tischen Weltrepublik erschließen. Es 
wäre zwar aussichtslos, die fragmen-
tierten Organgewalten untereinander zu 
einer Weltverfassungsordnung zu ver-
einheitlichen. Aber vielleicht ist es ja 
»nur« erforderlich, die jeweiligen Spezi-
algewalten den für Legislativ-, Exekutiv- 
oder Judikativfunktionen üblichen Kri-
terien demokratischer Repräsentation 
zu unterwerfen. Das ist auch utopisch, 
aber nicht ganz so unrealistisch.

Ich will wenigstens exemplarisch an-
deuten, was ich meine: So müsste die 
ILO, wenn sie die Kriterien eines de-
mokratisch legitimierten, internationa-
len Legislativorgans, in dem Staaten-
vertreter zusammen mit Gewerkschafts- 
und Arbeitgebervertretern mehrheitlich 
»soft law« im Bereich des Arbeitsrechts 
erzeugen, sicherstellen, dass die nach 
dem Zweiten Weltkrieg als Repräsen-
tanten des Arbeitslebens privilegierten 
Gewerkschafts- und Arbeitnehmerver-
bände heute immer noch für das glo-
bale System von Arbeit und Wirtschaft 
repräsentativ sind, oder – wie gelegent-
lich vorgeschlagen – nicht vielmehr 
durch NGO-Vertreter ersetzt bzw. er-
gänzt werden müssten. Dann schließt 

sich natürlich gleich die Frage an, wer 
sie auswählt, wie die Repräsentativität 
der NGO’s überprüft werden kann. Au-
ßerdem müssten, wenn es denn ein de-
mokratisch organisiertes Legislativor-
gan sein soll, die Gliedstaaten wenigs-
tens rechtsstaatlich funktionieren usw. 
Ähnliches gilt für die WTO. Hier käme es 
vor allem auf die demokratische Reprä-
sentativität der gerichtsartigen Gebilde 
an. Sie dürften nicht nur Staaten, son-
dern müssten allen jeweils betroffenen 
Rechtssubjekten, Unternehmen und an-
deren Organisationen, Individuen und 
Regionalparlamenten usw. mit Kla-
gerechten zugänglich sein, öffentlich 
tagen usw. Und so weiter von Organisa-
tion zu Organisation.

Immerhin ist die Existenz einer artiku-
lationsfähigen und stabilen Weltöffent-
lichkeit ein Moment der Hoffnung. Zwar 
ist diese Weltöffentlichkeit gegenwär-
tig noch eine »schwache Öffentlichkeit« 
(Fraser) für eine wirklich demokratische 
Legitimation des »global law«, weil sie 
nur durch subjektive Rechte ohne jeden 
wirksamen Zugang zu egalitären Ent-
scheidungskompetenzen »konstitutio-
nalisiert« ist. Durch demokratische Re-
formen der fragmentierten Organgewal-
ten könnte sie allerdings Zug um Zug 
stärker werden: Schon die noch ziem-
lich schwache Weltöffentlichkeit hat 
das Repräsentationsproblem seit dem 
Schlachtruf von Genua – »Ihr seid G8, 
wir sind 8 Billionen« – an die Spitze der 

Agenda gesetzt. Es käme darauf an, 
den langsam abebbenden Schwung 
dieser Bewegung auf die vielen, sehr 
verschiedenen Repräsentationspro-
bleme des globalen Konstitutionalismus 
umzulenken, also zu spezialisieren. Ob 
das möglich ist, weiß ich nicht.

Aber ohne die egalitäre Mobilisierung 
der diffusen Macht des öffentlichen 
Lebens und Konflikte, die – wie kürzlich 
in Frankreich – alle Betroffenen existen-
ziell berühren und gelegentlich die be-
stehenden Institutionen und Organisa-
tionen zur Disposition stellen, wird sich 
nichts bewegen. Die amerikanischen 
Oppositionellen, die vor gut zwei Jahren 
in San Francisco, dem Ort, an dem die 
UNO vor 60 Jahren gegründet und die 
weltweite Studentenbewegung vor 40 
Jahren ausgelöst wurde, gegen den 
drohenden Irak-Krieg protestiert haben, 
haben die Zeichen der Zeit erkannt, als 
ihnen einfiel, die ebenso einheitsstif-
tende wie einfältige Parole »Make Love 
Not War!« durch die Streit organisie-
rende Parole »Make Law Not War!« zu 
ersetzen.
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